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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.  wie viele Lehrkräfte seit dem Schuljahr 2016/2017 an den Schulen in Baden-
Württemberg beschäftigt waren bzw. sind (bitte aufgeschlüsselt nach Schul-
jahr, Lehramtsstudium, Schulart und Besoldungsgruppe);

2.  wie viele Lehrkräftestellen seit dem Schuljahr 2016/2017 an den Schulen in 
Baden-Württemberg nicht besetzt waren bzw. sind (bitte aufgeschlüsselt nach 
Schuljahr, Schulart und Besoldungsgruppe);

3.  wie viele Sonderpädagoginnen und Sonderpädagogen seit dem Schuljahr 
2016/2017 an den Schulen in Baden-Württemberg beschäftig waren bzw. sind 
(bitte aufgeschlüsselt nach Schuljahr, Schulart und Besoldungsgruppe);

4.  wie hoch die Lehrkräfteversorgung in Prozent an den Schulen in Baden-Würt-
temberg seit dem Schuljahr 2016/2017 war bzw. ist (allgemein und aufge-
schlüsselt nach Schulart und Schuljahr);

5. welche Lehrkräfteversorgungsquote in Prozent sie für ausreichend erachtet;

6.  wie viele Lehrkräfte seit dem Schuljahr 2016/2017 jeweils über die Sommer-
ferien entlassen wurden (bitte aufgeschlüsselt nach Schuljahr, Schulart, Be-
schäftigungsverhältnis und Besoldungsgruppe);

7.  wie viel Geld die Beendigung der Praxis der Sommerentlassungen das Land 
voraussichtlich pro Schuljahr kosten würde;

Antrag
der Fraktion der SPD

und

Stellungnahme
des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport

Personalsituation an den Schulen in Baden-Württemberg
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 8.  wie viele Personen seit dem Jahr 2016 in der Schulverwaltung des Landes 
Baden-Württemberg beschäftigt waren bzw. sind (bitte aufgeschlüsselt nach 
Jahr, Behörde und Besoldungsgruppe);

 9.  wie viele zusätzliche Stellen in der Schulverwaltung ihrer Ansicht nach zur 
Umsetzung der Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und Ländern zum 
Ganztag notwendig wären;

10.  wie viele Lehrkräfte seit dem Schuljahr 2016/2017 den Schulen im Rahmen 
der Krankheitsvertretungsreserve zur Verfügung standen bzw. stehen (bitte 
aufgeschlüsselt nach Schuljahr und Schulart);

11.  wie viele Lehrkräfte den Schulen in Baden-Württemberg seit dem Schuljahr 
2016/2017 im Rahmen des Entlastungskontingents zur Verfügung standen bzw. 
stehen (bitte aufgeschlüsselt nach Schuljahr und Schulart);

12.  wie viele Schulpsychologinnen und Schulpsychologen den Schulen in Baden-
Württemberg seit dem Schuljahr 2016/2017 zur Verfügung standen bzw. stehen, 
insbesondere unter Darstellung, wie viele Stellen derzeit unbesetzt sind (bitte 
aufgeschlüsselt nach Schuljahr);

13.  wie viele Verwaltungskräfte seit dem Jahr 2016 in den 28 schulpsychologi-
schen Beratungsstellen beschäftigt waren bzw. sind, insbesondere unter Dar-
stellung, wie viele Stellen derzeit nicht besetzt sind (bitte aufgeschlüsselt nach 
Jahr);

14.  wie viele Schulen derzeit am Modellversuch „Schulverwaltungsassistenz“ 
teilnehmen;

15.  mit wie viel Geld das Land die am Modellversuch „Schulverwaltungsassistenz“ 
teilnehmenden Schulen seit Beginn des Projekts unterstützt (bitte aufgeschlüs-
selt nach Jahr und den Ausgaben insgesamt und pro Schule).

20.5.2022

Stoch, Binder, Dr. Fulst-Blei
und Fraktion

B e g r ü n d u n g

Die Personalsituation an vielen Schulen im Land ist mangelhaft. Es fehlt an Lehr-
kräften und Unterstützungspersonal. Dieser Antrag soll erfragen, wie sich die der-
zeitige Personalsituation in den unterschiedlichen Bereichen des Schulsystems 
darstellt und in welchen Bereichen Ausbaubedarf besteht.
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S t e l l u n g n a h m e

Mit Schreiben Nr. 52-6740.0/961/1 nimmt das Ministerium für Kultus, Jugend 
und Sport zu dem Antrag wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.  wie viele Lehrkräfte seit dem Schuljahr 2016/2017 an den Schulen in Baden-
Württemberg beschäftigt waren bzw. sind (bitte aufgeschlüsselt nach Schuljahr, 
Lehramtsstudium, Schulart und Besoldungsgruppe);

Die Anzahl der Lehrkräfte in Baden-Württemberg seit dem Schuljahr 2016/2017 
kann der Anlage 1 entnommen werden.

2.  wie viele Lehrkräftestellen seit dem Schuljahr 2016/2017 an den Schulen in 
Baden-Württemberg nicht besetzt waren bzw. sind (bitte aufgeschlüsselt nach 
Schuljahr, Schulart und Besoldungsgruppe); 

Hierzu wird auf die seit dem Jahr 2018 vorliegende Zeitreihe in Anlage 2 ver-
wiesen. 

3.  wie viele Sonderpädagoginnen und Sonderpädagogen seit dem Schuljahr 2016/ 
2017 an den Schulen in Baden-Württemberg beschäftig waren bzw. sind (bitte 
aufgeschlüsselt nach Schuljahr, Schulart und Besoldungsgruppe);

Die Anzahl der Sonderpädagoginnen und Sonderpädagogen, welche seit dem 
Schuljahr 2016/2017 in Baden-Württemberg beschäftigt waren, kann der Anlage 3 
entnommen werden.

4.  wie hoch die Lehrkräfteversorgung in Prozent an den Schulen in Baden-Würt-
temberg seit dem Schuljahr 2016/2017 war bzw. ist (allgemein und aufge-
schlüsselt nach Schulart und Schuljahr);

Die mittleren Versorgungsgrade der Schulen seit dem Schuljahr 2016/2017 zum 
Statistikstichtag im Oktober können der Anlage 4 entnommen werden. 

Die unterschiedlichen Ausgangsvoraussetzungen der einzelnen Sonderpädagogischen 
Bildungs- und Beratungszentren (SBBZ) zeigen sich auf Ebene der Schülerschaft 
in Bezug auf die unterschiedlichen Förderschwerpunkte, die unterschiedlichen 
Bildungsgänge und den Umfang und die Art der individuellen Beeinträchtigun-
gen. Zudem sind die Ressourcenbedarfe für sonderpädagogische Beratungs- und 
Unterstützungsleistungen (Frühförderung, sonderpädagogischer Dienst, Schulkin-
dergarten) und die inklusiven Bildungsangebote, die von den SBBZ ausgehend 
begleitet werden, regional und von Standort zu Standort äußerst verschieden. In-
sofern kann ein Versorgungsgrad grundsätzlich nicht angegeben werden. 

5. welche Lehrkräfteversorgungsquote in Prozent sie für ausreichend erachtet;

Laut Organisationserlass (Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Kultus, Ju-
gend und Sport zur Unterrichtsorganisation und Eigenständigkeit der Schulen) be-
nötigen die allgemein bildenden Schulen zur Erfüllung des Pflichtunterrichts die 
sogenannte Direktzuweisung. Diese umfasst

– die zur Erfüllung des Pflichtunterrichts erforderlichen Lehrerwochenstunden, 
–  die durch Einzelentscheidungen der obersten Schulaufsichtsbehörde verfügten 

Lehrerwochenstunden, insbesondere für Schulversuche, 
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–  die Lehrerwochenstunden für genehmigte Ganztagsschulen und bilinguale Züge,
–  das sonderpädagogische Budget, das den allgemeinen Schulen zur Durchfüh-

rung inklusiver Bildungsangebote für Schülerinnen und Schüler mit einem fest-
gestellten Anspruch auf ein sonderpädagogisches Bildungsangebot bedarfsge-
recht von der unteren Schulaufsichtsbehörde zugewiesen wird. Die inklusiven 
Bildungsangebote an allgemeinen Schulen und die Bildungsangebote der son-
derpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren sollen jeweils über eine qua-
litativ vergleichbare Ausstattung verfügen, an sonderpädagogischen Bildungs- 
und Beratungszentren Lehrerwochenstunden zum Ausgleich pädagogischer, 
organisatorischer oder örtlicher Besonderheiten und zur Unterstützung inklusi-
ver Bildungsangebote,

und wird als Maßstab für eine 100 Prozent Versorgung einer Schule herangezo-
gen.

Allen öffentlichen beruflichen Schulen steht ein Stundenbudget zur Unterrichts-
organisation zur Verfügung. Zur Planung ihrer Unterrichtsorganisation erhalten 
sie zunächst ein vorläufiges Stundenbudget, das die obere Schulaufsichtsbehörde 
auf der Grundlage der in der Statistik des Schuljahres 2021/2022 ausgewiesenen 
Ist-Stunden in Absprache mit der Schule spätestens zum 1. Februar 2022 festge-
legt hat.

Darüber hinaus stehen im Landeshaushalt insgesamt 1 945 Stellen für Vertre-
tungen zur Verfügung. Aus dieser Vertretungsreserve weisen die Schulaufsichts-
behörden zum Beginn des Schuljahres Stammschulen Lehrerdeputate für Vertre-
tungsfälle sowie die Lehrerreserve zu. 

6.  wie viele Lehrkräfte seit dem Schuljahr 2016/2017 jeweils über die Sommer-
ferien entlassen wurden (bitte aufgeschlüsselt nach Schuljahr, Schulart, Be-
schäftigungsverhältnis und Besoldungsgruppe); 

7.  wie viel Geld die Beendigung der Praxis der Sommerentlassungen das Land 
voraussichtlich pro Schuljahr kosten würde; 

Die Ziffern 6 und 7 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet. 

Die befristete Beschäftigung von Lehrkräften ist in Baden-Württemberg die große 
Ausnahme. In Baden-Württemberg gibt es rund 110 000 Lehrkräfte an öffent-
lichen Schulen, rund 90 Prozent dieser Lehrkräfte sind verbeamtet. Insgesamt 
arbeiten nur rund 3 Prozent aller Lehrkräfte in einem befristeten Arbeitsverhält-
nis. Hierunter fallen u. a. auch pensionierte Lehrkräfte, die an ihren Schulen noch 
aushelfen sowie als Lehrkräfte eingesetzte Personen, die keine grundständige 
Lehramtsausbildung absolviert haben. Zum Zeitpunkt des Abschlusses eines be-
fristeten Vertretungsvertrages besteht ein Vertretungsbedarf, zum Beispiel durch 
länger anhaltende Krankheiten von Lehrkräften oder Abwesenheit aufgrund von 
Mutterschutz oder Elternzeiten. Allerdings ist zu diesem Zeitpunkt nicht klar, ob 
der Bedarf im folgenden Schuljahr weiterbestehen wird, da dieser in der Regel 
im Rahmen des Einstellungsverfahrens gedeckt wird. Aus diesem Grund wer-
den Vertretungsverträge grundsätzlich nur bis zum letzten Schultag des laufenden 
Schuljahres geschlossen. Im Einstellungserlass ist allerdings schon derzeit ge-
regelt, dass bei Vertretung einer Lehrkraft aufgrund von Mutterschutz, Elternzeit 
oder Krankheit, die über das Schuljahresende hinausreicht, die Vertretungslehr-
kraft im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel über das Schuljahresende hin-
aus beschäftigt werden kann.

Der Anlage 5 kann die Anzahl der Lehrkräfte entnommen werden, deren befriste-
te Vertretungsverträge am letzten Schultag des Schuljahres enden. Die dargestell-
ten Haushaltskapitel entsprechen dem jeweiligen Staatshaushaltsplan.

Ein Stichtagsmodell (Vertragsabschlüsse bis zum 31. Dezember eines Jahres wer-
den berücksichtigt) würde ca. 14,83 Mio. Euro pro Jahr erfordern. 
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8.  wie viele Personen seit dem Jahr 2016 in der Schulverwaltung des Landes 
 Baden-Württemberg beschäftigt waren bzw. sind (bitte aufgeschlüsselt nach 
Jahr, Behörde und Besoldungsgruppe);

Die Anzahl der Stellen in der Schulverwaltung des Landes Baden-Württemberg 
seit dem Jahr 2016 ist nach Dienststelle und Entgelt/Besoldungsgruppe auf-
geschlüsselt dem Stellenteil des jeweiligen Staatshaushaltsplans ab dem Jahr 
2015/2016 zu entnehmen. Im Einzelplan 04 sind dabei die Stellen des pädagogi-
schen Personals der Regierungspräsidien und der Staatlichen Schulämter sowie 
des Verwaltungspersonals der Staatlichen Schulämter veranschlagt; das nichtpä-
dagogische Personal/Verwaltungspersonal der Regierungspräsidien ist Teil des 
Einzelplans 03 (Ministerium für Inneres, Digitalisierung und Migration). Die kon-
krete Besetzungssituation variiert aufgrund der üblichen personellen Fluktuation 
innerhalb eines Jahres, so dass eine genauere Darstellung für die abgefragten Zeit-
räume nicht geleistet werden kann. 

9.  wie viele zusätzliche Stellen in der Schulverwaltung ihrer Ansicht nach zur Um-
setzung der Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und Ländern zum Ganz-
tag notwendig wären; 

Die Verhandlungen der Länder mit dem Bund zur Verwaltungsvereinbarung 
„Durchführung des Gesetzes über Finanzhilfen des Bundes zum Ausbau ganz-
tägiger Bildungs- und Betreuungsangebote für Kinder im Grundschulalter“ (sog. 
Verwaltungsvereinbarung II) sind noch nicht abgeschlossen. Daher kann zum jet-
zigen Zeitpunkt keine Aussage getroffen werden. 

10.  wie viele Lehrkräfte seit dem Schuljahr 2016/2017 den Schulen im Rahmen 
der Krankheitsvertretungsreserve zur Verfügung standen bzw. stehen (bitte 
aufgeschlüsselt nach Schuljahr und Schulart); 

Die fest installierte Krankheitsreserve wurde in den vergangenen Jahren sukzessi-
ve erhöht. Die Aufteilung der in der Verwaltungsvorschrift zur Unterrichtsorgani-
sation und Eigenständigkeit der Schulen seit dem Schuljahr 2016/2017 ausgewie-
senen Deputate für die Lehrerreserve können der Anlage 6 entnommen werden.

11.  wie viele Lehrkräfte den Schulen in Baden-Württemberg seit dem Schuljahr 
2016/2017 im Rahmen des Entlastungskontingents zur Verfügung standen bzw. 
stehen (bitte aufgeschlüsselt nach Schuljahr und Schulart);

Im Rahmen des Entlastungskontingents stehen keine Lehrkräfte zur Verfügung, 
vielmehr erhalten die Schulen für die Wahrnehmung besonderer Aufgaben An-
rechnungsstunden im Rahmen der ArbeitszeitVO in Verbindung mit der VwV 
Anrechnungen.

12.  wie viele Schulpsychologinnen und Schulpsychologen den Schulen in Baden-
Württemberg seit dem Schuljahr 2016/2017 zur Verfügung standen bzw. ste-
hen, insbesondere unter Darstellung, wie viele Stellen derzeit unbesetzt sind 
(bitte aufgeschlüsselt nach Schuljahr);

Die Anzahl der Schulpsychologinnen und Schulpsychologen sowie die Zahl der 
unbesetzten Stellen seit dem Schuljahr 2020/2021 kann der nachfolgenden Ta-
belle entnommen werden. Zahlen der Jahre 2016 bis 2019 sind aus technischen 
Gründen nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand zu ermitteln.
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13.  wie viele Verwaltungskräfte seit dem Jahr 2016 in den 28 schulpsychologi-
schen Beratungsstellen beschäftigt waren bzw. sind, insbesondere unter Dar-
stellung, wie viele Stellen derzeit nicht besetzt sind (bitte aufgeschlüsselt nach 
Jahr); 

Die Anzahl der Verwaltungskräfte kann der unten stehenden Tabelle entnommen 
werden. Zahlen für die vorherigen Jahre liegen dem Kultusministerium nicht vor. 

Da die schulpsychologischen Beratungsstellen bis zur Gründung des Zentrums für 
Schulqualität und Lehrerbildung (ZSL) Teil der Staatlichen Schulämter waren, 
wurden Verwaltungsaufgaben vom dortigen Verwaltungspersonal erledigt. Nach 
Gründung des ZSL und Klärung, welche Personen an das ZSL versetzt bzw. ab-
geordnet werden, ging bzw. geht ein Teil der bisherigen Verwaltungsstellen der 
Staatlichen Schulämter von diesen an das ZSL über. 

14.  wie viele Schulen derzeit am Modellversuch „Schulverwaltungsassistenz“ 
teilnehmen; 

Am Modell der Schulverwaltungsassistenz nehmen insgesamt vier allgemein bil-
dende Schulen und sieben berufliche Schulen teil.

15.  mit wie viel Geld das Land die am Modellversuch „Schulverwaltungsassis-
tenz“ teilnehmenden Schulen seit Beginn des Projekts unterstützt (bitte auf-
geschlüsselt nach Jahr und den Ausgaben insgesamt und pro Schule).

Die Schulverwaltungsassistentinnen und Schulverwaltungsassistenten stehen im 
Dienst des jeweiligen kommunalen Trägers. Dieses Modell wurde im Schuljahr 
2006/2007 vom Kultusministerium gestartet und unverändert weitergeführt. Land 
und Kommunen beteiligen sich jeweils zur Hälfte an den Personalkosten. Da 
beim Land bei diesem Modell keine Mehrausgaben entstehen dürfen, wird der 
landesseitige Anteil bislang durch den entsprechenden Verzicht der jeweiligen 
Schule auf Stunden aus ihrem Entlastungskontingent erbracht. Somit wird vom 
Land im Landeshaushalt seit dem Schuljahr 2006/2007 kein zusätzliches Geld für 
die Teilnahme am Schulmodell des Schulverwaltungsassistenten eingesetzt. Ab-
hängig von der individuellen Eingruppierung durch die am Modell beteiligten 
Schulträger belaufen sich die eingesetzten Mittel, die über das allgemeine Entlas-
tungskontingent der Schule kompensiert werden, orientiert an den jeweils gelten-
den Richtsätzen, auf rund 30 000 Euro pro Jahr. Die dafür eingesetzten Mittel 
können der Anlage 7 entnommen werden.

Schopper
Ministerin für Kultus,
Jugend und Sport



7

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



8

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



9

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



10

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



11

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



12

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



13

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



14

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



15

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



16

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



17

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



18

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



19

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



20

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



21

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



22

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



23

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



24

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



25

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



26

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



27

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



28

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



29

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



30

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



31

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



32

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



33

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



34

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



35

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



36

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



37

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



38

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



39

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



40

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



41

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



42

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



43

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



44

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



45

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



46

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



47

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



48

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



49

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



50

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



51

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



52

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



53

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



54

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



55

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



56

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



57

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



58

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



59

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597



60

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2597


	Landtag von Baden-Württemberg
	17. Wahlperiode
	Drucksache 17 /
	20.5.2022
	Geänderte Fassung
	Antrag
	der Fraktion der SPD
	und
	Stellungnahme
	des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport
	Personalsituation an den Schulen in Baden-Württemberg


